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nt alt: Ausführungsverordnung zum Reichsmietengeſetz, S. 129. — Bekanntmachung über die Genehmigung der Ver⸗ 

halt: ordnungen vom 9. November 1921 und vom 20. März 1922, betreffend vorläufige Anderungen von Gerichksbezirken anläßlich 
der Ausführung des Friedensvertrags, S. 136. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 10. April 1872 durch die Regierungs⸗ 
amtsblätter veröffentlichten Erlaſſe, Urkunden uſw., S. 136. = 


Gr. 12295.) Ausführungsverordnung zum Reichsmietengeſetz. Vom 12. Juni 1922. 


Auf Grund des $1, $2, 93, § 4, 86, § 7, 811,812, 814, 816, 817, 818, 921 und 5 22 des Reichs- 
mietengeſetzes vom 24. März 1922 — Reichs⸗Geſetzbl. S. 273 — ordne ich an, was folgt: 

Zu §1 Abſ. 4. Das Mieteinigungsamt kann Mietzinsvereinbarungen über Gebäude oder Gebäudeteile 
auch von Amts wegen nachprüfen und, wenn der vereinbarte Mietzins im Vergleich zu der geſetzlichen Miete für 
einen Vertragsteil eine ſchwere Unbilligkeit darſtellt, an Stelle des vereinbarten Mietzinſes die geſetzliche Miete 
feſtſetzen. a 

5 Der Gemeindevorſtand kann anordnen, daß der Vermieter Vereinbarungen über die Höhe des Mietzinſes, 
nach denen eine andere als die geſetzliche Miete zu zahlen iſt, binnen 2 Wochen nach Abſchluß der Vereinbarung 
der Gemeindebehörde (Magiſtrat, Oberbürgermeiſter, Gemeindevorſtand, Gemeindevorſteher) anzuzeigen hat. 

Zu § 2 Abſ. 1. Von der Friedensmiete find bei jedem Miekraum, auf den die geſetzliche Miete Anwendung 
findet, abzurechnen: 

1. für Inſtandſetzungskoſten und die in der Friedensmiete enthalten geweſenen Betriebskoſten 20 vom 
Hundert / 
2. in Häuſern mit Sammelheizung bzw. Warmwaſſerverſorgung, für die Heizſtoffe für Sammelheizung 
9 vom Hundert, für Heizſtoffe für Warmwaſſerverſorgung 3 vom Hundert 
3. Vergütungen, die in der Friedensmiete enthalten ſind: 
a) für Nebenleiſtungen des Vermieters, welche nicht die Raumnutzung betreffen, aber neben der 
Raumnutzung auf Grund des Mietvertrages gewährt werden (Bereitſtellung von Waſſerkraft, 
Elektrizität, Dampf, Preßluft u. dgl.), a 
b) für Nebenleiſtungen des Vermieters, welche zwar die Raumnutzung betreffen, aber nur ein⸗ 
zelnen Mietern zugute kommen, z. B. Spiegelglasverſicherung, N 
e) für ſonſtige, von der Gemeindebehörde zu beſtimmende ortsübliche Nebenleiſtungen (3. B. die 
Treppenhausbeleuchtung, Müllabfuhr, Fahrſtuhlbenutzung). 
Die Hundertſätze unter Ziffer 3 ſind von der Gemeindebehörde (Kreisausſchuß) feſtzuſetzen. 
Im Streitfalle entſcheidet gemäß § 1 Abf. 2 des Reichsmietengeſetzes auf Antrag das Mieteinigungsamt. 


Zu § 2 Abſ. 4. Die Feſtſetzung des ortsüblichen Mietzinſes vom 1. Juli 1914 auf Grund des abgeſchätzten 
»Baumwertes vom 1. Juli 1914% oder auf Grund Abſchätzung ohne Rückſicht auf die für Räume gleicher Art und 
Lage vereinbarten Mieten oder die Aufſtellung von Durchſchnittsmietpreiſen für das Quadrakmeter benutzter 
Fläche iſt nach dem Reichsmietengeſetz unzuläſſig. Unzuläſſig iſt auch die Hinzurechnung des Geldwertes der— 
jenigen Nebenleiſtungen zur Grundmiete, die der Mieter im Jahre 1914 übernommen hat. Der ortsübliche Miet- 
zins iſt lediglich im Einzelfalle durch Vergleich mit dem Mietzins zu ermitteln, »der für die mit dem 1. Juli 1914 
beginnende Zeit in der Gemeinde für Räume gleicher Art und Lage regelmäßig vereinbart ware. 5 
„ Die Entſcheidung des Mieteinigungsamtes, durch die die Friedensmiete »feſtgeſtellt« oder »feſtgeſetzt« wird, 
iſt ſchriftlich zu begründen. wa 8 53 
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Ausgegeben zu Berlin den 15. Juni 1922. 


a 


Weiſe zu verfahren, daß von der Gemeindebehörde (Kreisausſchuß) unter Zuziehung von Hausbeſitzer⸗ und Mieter- 
vertretern bzw. Vertretern von Vermieter⸗ oder Mieterorganiſationen — vgl. § 11 des Reichsmietengeſetzes — 
eine Anzahl Miethäuſer ausgeſucht werden, die ſeit dem 1. Juli 1914 den Eigentümer nicht gewechſelt haben, deren 
Belaſtung in der Vorkriegszeit im Verhältnis zum gemeinen Grundſtückswert vom 1. Juli 1914 in dem Bezirk, 
für den der Zuſchlag feſtgeſetzt wird, als allgemein üblich anzuſehen war und die ſeit der Vorkriegszeit nicht höher 
geworden iſt. Belaſtungen, die die ſogenannte Goldklaufel (rückzahlbar oder verzinslich in Gold) enthalten, waren 
in der Vorkriegszeit nicht allgemein üblich. Mit derartigen Hypotheken belaſtete Häuſer dürfen daher als Typen⸗ 
häuſer nicht ausgewählt werden, ebenſo nicht von Intereſſenten bezeichnete Säufer. Inſoweit bei derartigen Häuſern 
auf Grund der vorgelegten Belege eine Steigerung der Hypothekenzinſen feſtgeſtellt wird, ift dieſe Steigerung — 
Mehrbetrag der Zinſen — bei jedem Typenhauſe in einen Hundertſatz der Geſamtgrundmiete umzurechnen und 
ſodann bei den ausgeſuchten Häuſern ein mittlerer Durchſchnitt zu ziehen. Der Durchſchnittshundertſatz iſt als 
Zuſchlag zur Grundmiete feſtzuſetzen. 


Zu § 3 Abſ. 1 Ziffer 2 und 8 4. 
a) Als Betriebskoſten oder Nebenleiſtungen gelten: 

die für das Haus zu entrichtenden Grund- und Gebäudeſteuern 

Entwäſſerungsgebühren (Entgelt für Fäkalienabfuhr ) / 

„Straßenreinigungsgebühren ! 

Waſſergeld; 

„Schornſteinfegergeld 

ferner die Koſten für 

. Müll oder Schlackenabfuhr, 

Treppen- und Flurbeleuchtung, 

„Verſicherung gegen Feuer, Glas⸗ und Waſſerleitungsſchäden ſowie auch Haftpflichtverſicherunz 
in ortsüblicher Höhe; 

„Jahrſtuhlbenutzung, ſofern nicht von den Mietern auf fie verzichtet iſt 

die Verwaltungskoſten, worunter ein billiges Entgelt für die für das Haus aufgewandte Tätig⸗ 
keit zu verſtehen c. a ö 


d) Für die Betriebskoſten oder Nebenleiſtungen iſt ein allgemeiner Hundertſatz feſtzuſetzen. 

Die in dem Abſchnitt zu § 2 Abſ. 1 unter 3a und b genannten Nebenleiſtungen und die Woh⸗ 
nungsabgabe ſowie die Koſten der Heizſtoffe für Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung, wozu 
auch die Koſten der Anfuhr gehören, find in der Bekanntmachung, betreffend die Feſtſetzung eines 
allgemeinen Hundertſatzes, ausdrücklich auszunehmen. 

Als Nebenleiſtung im Sinne des § 12 Abſ. 1 Satz 2 des Reichsmietengeſetzes iſt z. B. auch 
die Waſſerlieferung an eine im Miethaufe befindliche Badeanſtalt anzujehen. In einem ſolchen Falle 
wird ſich die Aufſtellung eines Waſſermeſſers nicht umgehen laſſen. f 

Für Verſicherungsgebühren iſt nur inſoweit ein allgemeiner Hundertſatz feſtzuſetzen, als ſie bei 
Einführung des Reichsmietengeſetzes in der Gemeinde allgemein üblich waren. Zuſchläge für Ab⸗ 
ſchreibungen und die ſogenannte Niſikoprämie ſind nicht zuzulaſſen, da bereits ein Hundertſatz für 
dieſe Leiſtungen in der Grundmiete enthalten iſt (vgl. die von dem Vertreter der Reichsregierung 
in der 171. Sitzung des Reichstages vom 16. Februar 1922 abgegebene Erklärung). 


e) Der allgemeine Zuſchlag für Betriebskoſten und Nebenleiſtungen mit Ausnahme der Verwaltungs⸗ 
koſten iſt an den ausgeſuchten Häuſern in derſelben Weiſe wie der Zuſchlag nach § 3 Abſ. 1 Ziffer 1 
zu berechnen, d. h. die Geſamtſumme der Abgaben ift bei jedem einzelnen Hauſe in einen Hundertſatz 
der Geſamtgrundmiete umzurechnen und dann bei den ausgefuchten Häuſern der Durchſchnitts⸗ 
hundertſatz als Zuſchlag zur Grundmiete feſtzuſetzen. Die geſamten Berechnungen an den ausgeſuchten 
Häuſern, auch die zu $ 3 Abſ. 1 Ziffer 1, ſind den Vertretern der Vermieter bzw. Mieter auf Verlangen 
zur Kenntnisnahme vorzulegen. 
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Zu § 3 Abſ. 1 Ziffer 1. Der Zuſchlag iſt in einem Hundertſatze feſtzuſetzen. Bei der Feſtſetzung iſt in der a 
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d) Betriebskoſten oder Nebenleiftungen mit Ausnahme der Verwaltungskoſten und der im 8 12 Abſ. 1 
des Reichsmietengeſetzes bezeichneten Nebenleiftungen können auf die ſelbſtändigen Wohnungen oder 
die ſelbſtändigen Mieträume anderer Art umgelegt werden. Hierbei ſind auch Räume, für die nicht 
die geſetzliche Miete zu zahlen iſt, oder die nicht vermietet find (vgl. zu $ 7 unter J) zu berückſichtigen. 

Werden Häuſer veräußert, ſo iſt die Umlegung der Betriebskoſten inſoweit unzuläſſig, als ſie 
durch die Veräußerung entſtanden ſind. Der nicht umlagefähige Betrag iſt auf dem Veranlagungs⸗ 
zettel der Gemeinde zu vermerken. 

Feuerverſicherungsbeiträge dürfen in der Höhe umgelegt werden, wie ſie von den öffentlich⸗ 
rechtlichen Feuerberſicherungsgeſellſchaften ortsüblich erhoben werden. Die Gemeindebehörde — 
Kreisausſchuß — hat dieſen Satz bekanntzumachen. 

Soweit im übrigen die Höhe der Betriebskoſten oder Nebenleiſtungen nicht an ſich durch Staat 
oder Gemeindebehörde (Kreisausſchuß) oder durch einen anderen öffentlich- rechtlichen Verband be⸗ 
ſtimmt iſt, hat die Gemeindebehörde (Kreisausſchuß) die Höhe durch einen Hundertſatz der Grund⸗ 
miete zu begrenzen. Die Kommunalaufſichtsbehörde kann die Begrenzung ändern. Auch kann die 
Kommunalaufſichtsbehörde die Umlegung von Amts wegen anordnen. g 


Diejenigen unter al bis 9 aufgezählten Betriebskoſten oder Nebenleiſtungen, für die das Umlegungs⸗ 
verfahren angeordnet wird, hat die Gemeindebehörde nach Möglichkeit auf überſichtlich abgefaßten 
Veranulagungszetteln oder Rechnungen zuſammenzuſtellen, die den Mietern oder bei Vorhandenſein 
der Mietervertretung bei Erhebung des Zahlungsanſpruchs von ſeiten des Vermieters vorzulegen iſt. 
Der Vermieter kann die Zahlung der betreffenden Betriebskoſten oder Nebenleiſtungen erſt verlangen, 
nachdem er die diesbezüglichen Belege den Mietern oder der Mietervertretung vorgelegt und gemein- 
ſchaftlich mit den Mietern oder bei Vorhandenſein mit der Mietervertretung die Geſamtſumme der 
umzulegenden Betriebskoſten — vgl. zu $ 3 Abſ. 1 Ziffer 2 unter a Ziffer 1 bis 9 — in einen 
Hundertſatz der Geſamtgrundmiete umgerechnet hat. Dieſer Hundertſatz iſt als Zuſchlag zu jeder ein— 
zelnen Grundmiete des Hauſes hinzuzurechnen. i 

Das Recht zur Stellung des Antrages auf Umlegung der Wohnungsabgabe durch das Kataſter⸗ 
amt bleibt unberührt, im übrigen entſcheidet bei Streit über die Umlegung auf Antrag nach $ 1 Abſ. 2 
des Reichsmietengeſetzes das Mieteinigungsamt. ö 

Der Vermieter hat die Steuerzettel und ſonſtige Rechnungen der Gemeinde oder des öffentlich⸗ 
e Verbandes ſpäteſtens acht Tage nach Zustellung den Mietern oder der Mietervertretung 
vorzulegen. 


Zu § 3 Ziffer 3. Zu der Feſtſetzung des Hundertſatzes ſagt die Begründung auf S. 16 des Entwurfs zum 
Reichsmietengeſetze wörtlich: | 

»Der Hausbeſitzer erhält den Zuſchlag für die Inſtandſetzungsarbeiten ohne Rücksicht darauf, ob in dem 
betreffenden Jahre derartige Arbeiten erforderlich werden oder nicht; er kann andererſeits aber auch keine Erhöhung 
des Zuſchlags verlangen, wenn dieſer in einem Jahre tatſächlich zur Deckung der Koſten nicht ausreicht. Den 
Ausgleich ſoll die regelmäßige Zahlung des Zuſchlags herbeiführen. « 

Vermieter und Mietervertretung werden ſich alſo zweckmäßig auf einen für längere Zeit aufgeftellten Ver⸗ 
wendungsplan bezüglich des Zuſchlags für laufende Reparaturen zu einigen haben. 

Das Tapezieren bzw. Anſtreichen oder Kalken der Wände und Decken, das Streichen der Fußböden und der 
Fenſter und das Anſtreichen der Türen in den Wohnungen oder ſonſtigen Mieträumen kann von dem allgemeinen 
Hundertſatz ausgenommen werden. Die Kommunalaufſichtsbehörde kann die Herausnahme dieſer oder anderer 
laufender Inſtandſetzungsarbeiten an den Mieträumen aus dem allgemeinen Hundertſatz anordnen. Soweit Koſten 
für laufende Inſtandſetzungsarbeiten aus dem allgemeinen Hundertſatz ausgenommen ſind, hat jeder Mieter nur 
die Koſten der in ſeinem Mietraum katſächlich gemachten Reparaturen gegen Vorzeigen der Belege zu tragen. Der 
Mieter iſt vor der Vornahme der Reparatur zur Beſtimmung der Handwerker berechtigt, die die Arbeiten aus⸗ 
führen ſollen. Er kann die Arbeiten ſelber ausführen, ſofern er die erforderlichen Eigenſchaften hierfür beſitzt. Bei 
Streit über die Notwendigkeit einer derartigen Inſtandſetzungsarbeit entſcheidet die im 8 6 des Reichsmietengeſetzes 

benannte Stelle, ob die Arbeit auszuführen iſt. 


& 
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Bu 55. Als große Inſtandſetzungsarbeit gilt auch der Abputz oder Anſtrich der ganzen Vorderfront oder 
der ganzen Fläche eines Seitenflügels oder der ganzen Fläche der Hinterfront eines Hauſes. Die Kommunal⸗ 
aufſichtsbehörde kann auch andere unter den § 5 Satz 2 des Reichsmietengeſetzes fallende Inſtandſetzungsarbeiten 
als große Inſtandſetzungsarbeiten beſtimmen. f 


Zu §6 Abſ. 1. Der Vermieter hat in der Zeit vom 1. bis zum 10. Februar und vom 1. bis 10. Auguſt 
jedes Jahres oder an zwei anderen von der Gemeindebehörde — Kreisausſchuß — beſtimmten Terminen der Mieter⸗ 
vertretung auf Antrag die Verwendung der Gelder für laufende Inſtandſetzungsarbeiten nachzuweiſen. Kommt 
der Vermieter dem Antrage der Mieterbertretung auf Nachweis der Verwendung der Gelder nicht nach, ſo kann 
er von der Gemeindebehörde im Verwaltungszivangsperfahren (vgl. die Verordnung, betreffend das Verwaltungs⸗ 
zwangsverfahren, vom 15. November 1899/18. März 1904, Preußiſche Geſetzſamml. S. 545, S. 36) gezwungen 
werden, die Belege vorzulegen. 

Abſ. 2. Als »Stelle« im Sinne des § 6 Abſ. 2 des Reichsmietengeſetzes wird die Gemeindebehörde beſtimmt, 
welche ihrerſeits eine paritätiſch aus Vermietern und Mietern zuſammengeſetzte Schlichtungsſtelle dann einzuſetzen 
befugt iſt, wenn die Vertreter ihre Tätigkeit unentgeltlich auszuüben bereit find. Der Vorſitzende und die Beiſitzer 
werden von der Gemeindebehörde ernannt. Sind Vermieter- bzw. Mieterorganiſationen vorhanden, ſo ſind die 
von den Organiſationen bezeichneten Vertreter zu ernennen. Das Nähere über die Einrichtung der Schlichtungs- 
ſtelle und die Zahl der Beiſitzer beſtimmt die Gemeindebehörde. 


Abſ. 3. Die »Stelle« kann nur die Ausführung derjenigen laufenden Inſtandſetzungsarbeiten ſichern, die 
im Jutereſſe der Erhaltung des Hauſes und der Bewohnbarkeit der Wohnungen oder Mieträume anderer Art not⸗ 
wendig find, Dieſe Inſtandſetzungsarbeiten kann die Stelle auch von Amts wegen anordnen. Hinſichtlich anderer 
laufenden Inſtandſetzungsarbeiten bleiben die Parteien auf den Rechtsweg beſchränkt. 


Abſ. 4. Soweit von der »Stelle« eine Anordnung nach Abſ. 3 getroffen iſt, können die Beträge von den 
Mietern wie Gemeindeabgaben beigetrieben werden. 


Zu 8 7. 
I. Hauskonten. 


(1) Mit Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſteriums beſtimme ich: Hauskonten ſind in allen Gemeinden einzu— 
richten, in denen die Gemeindebehörde die Einrichtung ſolcher Konten beſchließt und die Kommunalaufſichtsbehörde 
zu dieſer Einrichtung die Genehmigung gibt. In denjenigen Gemeinden, in denen Hauskonten einſtweilen nicht 
eingerichtet werden, überlaſſe ich es auf Grund des § 22 des Geſetzes den Mieteinigungsämtern, im Einzelfalle 
einen Sonderzuſchlag für große Inſtandſetzungsarbeiten nach Abſ. 4 feſtzuſetzen. i 

(2) Die Anlage der Hauskonten hat nach näherer Anordnung der Gemeindebehörde ſo zu geſchehen, daß eine 
Verfügung über ſie ohne Zuſtimmung der Mieter nicht erfolgen kann. 

f (3) Für die Einrichtung kommen nach Ermeſſen der Gemeindebehörde geſperrte Sparkaſſenbücher, geſperrte 
Konten bei Banken und ſonſtigen Kreditinſtituten — auch Konten auf den Namen des Vermieters und der Mieter 
oder der Mietervertretung lautend — in Betracht. 

(4) Bei der Bemeſſung der Höhe des Zuſchlags ift davon auszugehen, daß er nach §7 Abſ. 1 Zeile 1 des Reichs⸗ 
mietengeſetzes nur zur Schaffung von Mitteln — nicht der Mittel — für große Inſtandſetzungsarbeiten dienen ſoll 
und nur für die Verzinſung und Tilgung des für die große Inſtandſetzungsarbeit aufgewandten Kapitals zu ver⸗ 
wenden iſt. 

(5) Die Mieter haben den Zuſchlag unmittelbar auf das geſperrte Hauskonto einzuzahlen. 

(6) Auch der Vermieter hat für nicht vermietete Räume (3. B. eigene Wohnung des Hausbeſitzers, leerſtehende 


Räume und Räume, über die nicht ein Mietvertrag, ſondern ein Vertrag anderer Art abgeſchloſſen iſt) ſowie für 


Räume, für welche nicht die geſetzliche Miete zu zahlen iſt, den entſprechenden Betrag auf das Hauskonto einzu⸗ 
zahlen (dgl. § 7 Abſ. 2 des Reichsmietengeſetzes). 

(7) Das Saustonte ift lediglich für große Inſtandſetzungsarbeiten zu verwenden. 

(8) Die Zuſtimmung der Mieter zur Verwendung des Hauskontos hat ſchriftlich zu erfolgen. Sie kann durch 
die Mietervertretung geſchehen und hat die großen Inſtandſetzungsarbeiten, für die das Hauskonto in Anſpruch 
genommen werden ſoll, ſowie den Geldbetrag, bis zu deſſen Höhe die Zuſtimmung erteilt wird, genau zu bezeichnen. 
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Die Zuſtimmung iſt unwirkſam, ſofern fie ſich auf Inſtandſetzungsarbeiten bezieht, die nicht »große« im Sinne des 
$5 des Reichsmietengeſetzes find. 

(9) Die Gemeindebehörde kann anordnen, daß eine Auszahlung aus dem Hauskonto nur dann erfolgen darf, 
wenn eine Beſcheinigung der Baupolizeibehörde vorgelegt wird, die die Notwendigkeit und die Angemeſſenheit der 
beantragten Mittel beſtätigt. a i 
(40) Als »Stelle«, welche darüber zu entſcheiden hat, ob die Zuſtimmung der Mieter zur Verwendung über 

das Hauskonto zu erſetzen iſt, wird das Mieteinigungsamt beſtimmt. a 

(11) Reichen die Mittel des Hauskontos nicht für Verzinſung und Tilgung ſämtlicher großen Iaſtandſetzungs⸗ 
arbeiten aus, ſo hat das Mieteinigungsamt nach Anhörung der Baupolizeibehörde zu beſtimmen, welche großen 
Inſtandſetzungsarbeiten zunächſt vorzunehmen ſind. f 

(12) Vorbehaltlich von Zuſchlägen im Einzelfalle gemäß II haben einen allgemeinen Zuſchlag nach 87 Abſ. 1 
für große Inſtandſetzungsarbeiten die Mieter in denjenigen Gebäuden nicht zu entrichten, welche 

J. mit Ausnahme der Hauswartwohnung nicht mehr als 3 ſelbſtändige Wohnungen oder Mieträume 
anderer Art enthalten, ö 

2. nach dem 1. Januar 1920 von dem Vermieter erworben find, ſofern nicht der Erwerb infolge unmittel⸗ 
baren Erbanfalls eingetreten iſt. Als der nach § 9 des Reichsmietengeſetzes maßgebliche Zeitpunkt iſt 
die Eintragung des Rechtes des Vermieters am Gebäude im Grundbuch anzuſehen. Die Zahlungs⸗ 
pflicht erliſcht bei monatlicher Mietzinszahlung zum nächſten Monatserſten, bei vierteljährlicher Miet 
zinszahlung zum nächſten Vierteljahrserſten nach dem Erwerb. 

(13) Der Erwerber des Rechtes am Grundſtücke tritt mit dem Zeitpunkt der Eintragung des Rechtes im Grund⸗ 
buch in die Rechte und Pflichten an dem bis zum Erwerb aufgeſammelten Hauskonto ein. Wird das Gebäude zer⸗ 
ſtört, iſt das Hauskonto für den Wiederaufbau mitzuverwenden. Das Nähere beſtimmt erforderlichenfalls das 
Mieteinigungsamt, falls es die Zuſtimmung der Mieter erſetzt. Da nach den im Reichstag gepflogenen Verhand⸗ 
lungen bei derartigen Gebäuden anzunehmen iſt, daß der Vermieter wegen vorhandener Mängel einen geringeren 
Kaufpreis gezahlt hat, fo iſt nach § 9 Abſ. 1 des Reichsmietengeſetzes in jedem einzelnen derartigen Falle vom 
Mieteinigungsamt zu prüfen, ob Mängel vorliegen, die beim Erwerb des Gebäudes bereits vorhanden waren und 
die der Erwerber gekannt hat oder kennen mußte. 


II. Zuſchläge im Einzelfalle. i 

(1) Soweit Hauskonten von der Gemeindebehörde nicht eingerichtet werden, iſt auf Antrag eines Vertragsteils 
vom Mieteinigungsamt ein Zuſchlag für die Verzinfung und Tilgung von Mitteln — nicht der Mittel — für die 
Koſten einer im Einzelfalle ſeit Oktober 1920 — nicht vorher — nachgewieſenermaßen ausgeführten und notwendig 
geweſenen oder in den nächſten 12 Monaten nach Stellung des Antrags auszuführenden notwendigen und im Sinne 
des § 5 des Reichsmietengeſetzes großen Inſtandſetzungsarbeit unter Berückſichtigung der Bedürfniſſe des Grund⸗ 
ſtücks, d.h. der Erhaltung ſeiner Bewohnbarkeit, für einen genau beſtimmten Zeitraum feſtzuſetzen. Nach § 5 des 
Reichsmietengeſetzes ſind Teilarbeiten an den Dachrinnen und Ablaufrohren, am Dache und an einer Hauswand 
ſowie der Teilanſtrich des Treppenhauſes als große Inſtandſetzungsarbeit nicht anzuſehen. 

(2) In Zweifelsfällen hat das Mieteinigungsamt ein Gutachten der zuſtändigen Handwerkskammer über 
die Angemeſſenheit der angeſetzten Preiſe einzuholen. 

(3) Sind auf Grund des § 10 der Preußiſchen Verordnung vom 9. Dezember 1919 — Geſetzſamml. S. 780 ff.— 
Zuſchläge für bauliche Inſtandſetzungsarbeiten für einen bei Inkrafttreten der geſetzlichen Miete noch nicht abge⸗ 
laufenen Zeitraum feſtgeſetzt, fo find die bis zum Inkrafttreten der geſetzlichen Miete gezahlten Zuſchläge bei Be⸗ 
willigung von Zuſchlägen im Einzelfalle inſoweit zu berückſichtigen, als es ſich um große »Inſtandſetzungsarbeiten⸗ 
im Sinne der $$5 und 7 des Reichsmietengeſetzes handelt. SER 

(+) Iſt von der Gemeindebehörde ein Ausgleichsfonds nach g 7 Abſ. 3 des Reichsmietengeſetzes eingerichtet, 
darf die Feſtſetzung des Sonderzuſchlages nicht eher erfolgen, als bis feſtſteht, ob Mittel aus dem Ausgleichsfonds 
für die betreffenden im Sinne des $5 des Reichsmietengeſetzes großen Inſtandſetzungsarbeiten bewilligt ſind. 
Inſoweit Mittel aus dem Ausgleichsfonds für die in Betracht kommenden Inſtandſetzungsarbeiten gewährt find, 
find Sonderzuſchläge nicht zu bewilligen. 5 

(5) Die Gemeindebehörde (der Kreisausſchuß) hat einen Hundertſatz der Grundmiete feſtzuſetzen, den das 
Mieteinigungsamt bei Feſtſetzung von Zuſchlägen für große Inſtandſetzungsarbeiten nicht überſchreiten darf. 
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(8) Auf die perſönlichen Verhältniffe der Parteien kann bei Feſtſetzung des Zuſchlages in angemeſſener Weife 
Rücksicht genommen werden. Inwieweit der Vermieter an den Koſten der großen Inſtandſetzungsarbeiten zu be⸗ 
teiligen iſt, bleibt dem Ermeſſen des Mieteinigungsamtes überlaſſen. Bei Vernachläſſigung der Unterhaltung des 
Grundſtückes, insbeſondere bei Eingriff der Gemeindebehörde auf Grund des $8 des Reichsmietengeſetzes, hat 
die Heranziehung des Vermieters zu den Koſten in einer der Vernachläſſigung entſprechenden Weiſe zu geſchehen. 

(7) Bei nach dem 1. Januar 1920 erworbenen Gebäuden ſind Zuſchläge für ſolche Mängel nicht zu bewilligen, 
die beim Erwerb des Gebäudes bereits vorhanden waren und die der Vermieter gekannt hat oder kennen mußte. 

(8) Der hiernach auf die Mieter entfallende Betrag iſt auf die Mieträume nach dem Verhältnis der Grundmieten 
umzulegen. Hierbei ſind auch Räume, für die nicht die geſetzliche Miete zu zahlen iſt, oder die nicht vermietet ſind 
(vgl. zu $ 7 unter I Abſ. 6) zu berüdjichtigen. Bei Herabſetzung des auf einen Mieter entfallenden Zuſchlages — 
ogl. Abf. 6 — iſt die Ermäßigung auf die anderen Beteiligten entſprechend zu verteilen. 

(9) Das Mieteinigungsamt hat die Ausführung der großen Inſtandſetzungsarbeiten, für die ein Zuſchlag be⸗ 
willigt iſt, durch geeignete Anordnungen zu ſichern (3. B. erforderlichenfalls die Anordnung zu treffen, daß die 
Zuſchläge direkt an die Stelle abzuführen find, die das Kapital für die Inſtandſetzungsarbeiten zur Verfügung 


geſtellt hat). 
III. Ausgleichsfonds. 

(1) Stellt fi) das Bedürfnis nach Schaffung eines Ausgleichsfonds in der Gemeinde oder in dem Bezirk her⸗ 
aus, für den die Zuſchläge feſtgeſetzt werden, ſo kann für die im $ 7 Abſ. 3 des Reichsmietengeſetzes angegebenen 
Zwecke ein Zuſchlag zu der Abgabe zur Förderung des Wohnungsbaues erhoben werden. Der Zuſchlag iſt ſowohl 
bei Feſtſetzung eines allgemeinen Zuſchlages nach $ 7 Abſ. 1 als auch bei Verweiſung der Vermieter auf den 
Sonderzuſchlag nach § 7 Abſ. 4 des Reichsmietengeſetzes zuläſſig. 

(2) Über die Verwaltung und Verwendung des Ausgleichsfonds hat die Gemeindebehörde einen Beſchluß zu 
faſſen, der der Kommunalaufſichtsbehörde zur Genehmigung vorzulegen iſt. 

(3) Über einen Antrag auf Gewährung von Mitteln aus dem Ausgleichfonds iſt unter Hinzuziehung von Ver⸗ 


mieter⸗ und Mietervertretern zu entſcheiden. Sind örtliche Vermieter⸗ und Mietervereinigungen vorhanden, ſo 


ſind die von dieſen benannten Vertreter zu hören (Satz 4 und 5 des Abſ. 3 des §7 des Reichsmietengeſetzes). 

(4) Der Antrag kann ſowohl vom Vermieter wie von der Mietervertretung geſtellt werden (vgl. § 17 Abſ. 2 
Satz 5 des Reichsmietengeſetzes). 

(5) Die Anträge auf Gewährung von Mitteln aus dem Ausgleichsfonds ſind von Amts wegen darauf 
zu prüfen, ob der Tatbeſtand des § 9 Abſ. 1 des Reichsmietengeſetzes vorliegt. Für Mängel, die der Käufer 
beim Erwerbe des Gebäudes gekannt hat oder kennen mußte, dürfen Mittel aus dem Ausgleichsfonds nicht 
bewilligt werden. 


IV. Berückſichtigung des Tatbeſtandes des $9 Abs. 2 des Reichsmietengeſetzes bei Bewilligung 
von Zuſchüſſen für große Inſtandſetzungsarbeiten. 

(1) Ob der Tatbeſtand des 8 9 Abf. 2 des Reichsmietengeſetzes vorliegt, iſt bei der Entſcheidung über die 
Ergänzung der Zuſtimmung der Mieter zur Verwendung über das Hauskonto, auf Bewilligung von Zuſchlägen 
im Einzelfalle für große Inſtandſetzungsarbeiten und bei Entſcheidung über Anträge auf Bewilligung von Mitteln 
aus dem Ausgleichsfonds von Amts wegen zu berückſichtigen. 

i (2) Erforderlichenfalls iſt das vor dem Mieteinigungsamt ſchwebende Verfahren bis zur Entſcheidung der Frage 
im ordentlichen Rechtswege, ob der Vermieter Vergütungen erhält, auszuſetzen. 

Zu 8 11. Die Feſtſetzung der oben unter Ziffer 3 des Abſchnittes zu § 2 Abſ. 1 und oben in den Ab⸗ 
ſchnitten zu $3 und 7 bezeichneten Hundertſätze wird für Gemeinden bis zu 2 000 Einwohnern den Kreisaus⸗ 
ſchüſſen, für Gemeinden über 2 000 Einwohner der Gemeindebehörde (Magiſtrat, Oberbürgermeiſter, Gemeinde⸗ 
vorſtand, Gemeindevorſteher) übertragen. In den Feſtſetzungsbeſchlüſſen find diejenigen Betriebskoſten oder Neben⸗ 
leiftungen genau zu bezeichnen, die auf die Mieter umgelegt werden ſollen. Auch ſind die großen Inſtandſetzungs⸗ 
arbeiten und diejenigen laufenden Inſtandſetzungsarbeiten genau anzugeben, die von dem allgemeinen Hundertſatz 
ausgenommen werden ſollen. Die Gemeindebehörden (Kreisausſchüſſe) haben die Beſchlüſſe über die Feſtſetzung 
der Hundertſätze unter Beifügung der an den ausgeſuchten Häuſern aufgeſtellten Berechnungen ſowie der mit den 
Intereſſentenvertretern gepflogenen Verhandlungen der Kommunalaufſichtsbehörde einzureichen. Dieſer ſteht 
binnen 2 Wochen nach Eingang der Anzeige ein Einſpruchsrecht zu. Wird innerhalb der genannten Friſt der Ein⸗ 
ſpruch nicht eingelegt oder verzichtet die Behörde ſchon vor Ablauf der Friſt auf Einlegung des Einſpruchs, ſo gelten 
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5 die Beſchlüſſe als genehmigt. Eine Abänderung der Hundertſätze durch die Kommunalaufſichts behörde iſt zuläſſig. 


Die genehmigten Beſchlüſſe ſind im Gemeindeblatt, in Zeitungen und durch Anſchlag bekanntzumachen. 


Zu § 12. Die Umlegung der Koſten der Heizſtoffe für Sammelheizung und Warmwaſſerverſorgung oder 
eines von beiden ſoll nach Quadratmetern der Heizfläche erfolgen. Die Wahl anderer Maßſtäbe von feiten 
der Gemeindebehörde iſt zuläſſig. Die Koſten der Beheizung der gemeinſam benutzten Räume ſind auf die 
Rauminhaber zu verteilen. Bezüglich der Berechnung der Nebenleiſtungen wird auf die Beſtimmungen zu 83 
verwieſen. Soweit derartige Nebenleiftungen nach § 12 Abſ. 1 Satz 2 des Reichsmietengeſetzes nur einzelne 
Mieter zu tragen haben, kann die Zahlung erſt verlangt werden, nachdem die Rechnungen und ſonſtigen Belege 
vom Vermieter den betreffenden Mietern vorgelegt ſind. i 


Zu 5 14. Die Berechnung der Untermiete hat in der Weiſe zu geſchehen, daß zunächſt die Miete feſtzu⸗ 
ſtellen iſt, die der Untervermieter ſelbſt für den leeren Raum zahlt. Zu dieſem von dem Untermieter für den leeren 
Raum zu entrichtenden Mietzins ſind Zuſchläge für die Überlaſſung von Einrichtungsgegenſtänden, Beleuchtung, 
Heizung, Bedienung und Hergabe der Wäſche nach näherer Anordnung der Gemeindebehörde oder des Kreis⸗ 
ausſchuſſes zu zahlen. Die Feſtſetzung von Zuſchlägen zur Hauptmiete wegen Untervermietung iſt unzuläſſig. 

Zu 9 16. Ob die Vorausſetzungen des Schlußſatzes des Abſ. 1 zutreffen, entſcheidet die zuſtändige Kom⸗ 
munalaufſichtsbehörde. 

Zu 5 17. ie ein Ausgleichsfonds nach § 7 III eingerichtet, kann die Mieterverkretung die Auszahlung 
von Mitteln beantragen. 

Die Mieter von Mieträumen mit Sammelheizung oder Warmwaſſerverſorgung oder eines von beiden haben 
einen Mieterausſchuß von 1 bis 3 Perſonen zu wählen. Jeder Mieter iſt berechtigt, die Wahl zu betreiben. Von 
der vorzunehmenden Wahl ſind ſämtliche andere Mieter in Kenntnis zu ſetzen. Die Wahl erfolgt formlos. Jede 
Mietpartei hat eine Stimme. Wahlberechtigt ſind ſämtliche Mieter. Wohnt der Hauptmieter nicht in der Wohnung, 
iſt auch der Untermieter ſtimmberechtigt. Das Wahlergebnis iſt dem Vermieter mitzuteilen. 

Bei Beſchaffung, Lagerung und Verwendung der Heizſtoffe hat der Mieterausſchuß ein Mitwirkungs- und 
Aufſichtsrecht. Im Streitfalle entſcheidet das Mieteinigungsamt. N f 

Der Vermieter iſt verpflichtet, über den Ankauf und über eventuelle nach näherer Anordnung der Gemeinde⸗ 
behörde oder des Kreisausſchuſſes zu zahlende Vorſchüſſe und ihre Verrechnung genau Buch zu führen, die Be⸗ 
rechnungsbelege geordnet aufzubewahren und dem Mieterausſchuß jederzeit Einſicht zu gewähren. 

Beſchafft ein Vermieter die notwendigen Heizſtoffe nicht rechtzeitig, fo iſt die Mietervertretung nach Ablauf 
einer von ihr dem Vermieter geſtellten Friſt befugt, die Heizſtoffe allein einzukaufen. . 

Der Vermieter iſt einen nach näherer Anordnung der Gemeindebehörde zu zahlenden Vorſchuß für die Heiz⸗ 
ſtoffe nur dann zu erheben befugt, wenn die Mieterverkretung das für die Heizſtoffe erforderliche Einkaufsgeld nicht 
ſelbſt aufbringt. Wohnt der Vermieter ſelber in dem Hauſe, hat er die Koſten der Heizung anteilig zu tragen. 

Zu $18. In Gemeinden über 2 000 Einwohner haben die Vermieter binnen 6 Wochen nach Inkrafttreten 
des Reichsmietengeſetzes der Gemeindebehörde anzuzeigen, was ihnen über die Höhe der das Haus betreffenden 
Friedensmieten bekannt iſt, ſoweit dies nicht bereits geſchehen iſt. Aus der Anzeige hat der Mietzins für jede Wohnung 
oder ſonſtigen Mietraum getrennt hervorzugehen. Die Anzeigen find vor Abſendung den Mietern oder der Mieter⸗ 
vertretung zur Kenntnisnahme vorzulegen. Die Mieter oder die Mietervertretung haben die Kenntnisnahme zu 


beſcheinigen. Die Gemeindebehörden haben die Anzeigen ſtraßenweiſe geordnet aufzubewahren und fie den Miet- 
einigungsämtern auf Erfordern zur Ermittlung der ortsüblichen Miete zur Verfügung zu ſtellen. 


Zu 9 24. Das Reichsmietengeſetz tritt in Preußen am 1. Juli 1922 in Kraft, die Verordnung vom 9. De⸗ 
zember 1919 — Preußiſche Geſetzramml. S. 187ff. — mit dem Ablauf des 30. Juni 1922 außer Kraft. 


Berlin, den 12. Juni 1922. 
Der Miniſter für Volkswohlfahrt. 
Hirtſiefer. 
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12296.) Bekanntmachung über die Genehmigung der Verordnungen vom 9. November 1921 (Geſetz⸗ 
a ſamml. S. 548) und vom 20. März 1922 (Geſamml. ©. 74), betreffend vorläufige Anderungen 
von Gerichtsbezirken anläßlich der Ausführung des Friedensvertrags. Vom 2. Juni 1922. 


Die auf Grund des Artikel 1 8 1 des Geſetzes vom 19. Juli 1919 über Ermächtigung des Juſtizminiſters 
und des Miniſters des Innern zu Maßnahmen anläßlich der Beſetzung von Landesteilen und der Ausführung 
des Friedensvertrags (Geſetzſamml. S. 115) erlaſſenen Verordnungen vom 9. November 1921 (Geſetzſamml. 
©. 548) und vom 20. März 1922 (Geſetzſamml. S. 74), betreffend vorläufige Anderungen von Gerichtsbezirken 
anläßlich der Ausführung des Friedensvertrag, hat der Preußiſche Landtag genehmigt. 


Berlin, den 2. Juni 1922. 


Der Juſtizminiſter. f 
In Ver rekung. N 
Mügel. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 

J. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 31. März 1922, betreffend die Verleihung des 
Euteignungsrechts an den Preußiſchen Staat für den Bau eines Ausgleichsweihers bei der Diemel⸗ 
talſperre in der Gemarkung Helminghauſen, durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 19 
S. 242, ausgegeben am 13. Mai 1922; i f 5 

2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 21. April 1922, betreffend die Verleihung des 
Euteignungsrechts an die Stadt Remſcheid zur Erweiterung des Viehwirtſchaftsbetriebs der ſtädtiſchen 
Krankenanſtalten zu Remſcheid, durch das Amtsblatt der Regierung in Düſſeldorf Nr. 22 S. 200, 
ausgegeben am 3. Juni 1922; a a 5 
der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 3. Mai 1922, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Reſtkreis Baumholder für den Bau einer elektriſchen Uberlandleitung, durch 
das Amtsblatt der Regierung in Trier Nr. 19 S. 79, ausgegeben am 13. Mai 1922. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 5 0 Fe 
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3 8 Beſtellungen find an die Poſtanſtalten zu richten. 
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